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27. ersucht das Sekretariat, den Staaten möglichst bald
nach Abschluss der Tagung der Völkerrechtskommission Ka-
pitel II ihres Berichts mit der Zusammenfassung der Arbeit
dieser Tagung, Kapitel III mit den konkreten Fragen, hin-
sichtlich deren die Auffassungen der Regierungen für die
Kommission von besonderem Interesse wären, und die in er-
ster oder zweiter Lesung von der Kommission verabschiede-
ten Entwürfe von Artikeln zuzuleiten;

28. legt der Völkerrechtskommission nahe, weiter zu
prüfen, wie konkrete Fragen, hinsichtlich deren die Auffas-
sungen der Regierungen für die Kommission von besonderem
Interesse wären, formuliert werden könnten, um den Regie-
rungen zu helfen, die Fragen, die eine Antwort erfordern, bes-
ser zu verstehen;

29. empfiehlt, dass die Aussprache über den Bericht der
Völkerrechtskommission auf der vierundsechzigsten Tagung
der Generalversammlung am 26. Oktober 2009 beginnt.

RESOLUTION 63/124

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 11. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/439,
Ziff. 10)49.

63/124. Das Recht der grenzüberschreitenden 
Grundwasserleiter

Die Generalversammlung,

nach Prüfung des Kapitels IV des Berichts der Völker-
rechtskommission über ihre sechzigste Tagung50, das den Ent-
wurf von Artikeln über das Recht der grenzüberschreitenden
Grundwasserleiter enthält,

Kenntnis nehmend von dem Beschluss der Kommission,
der Generalversammlung zu empfehlen, a) von dem Entwurf
von Artikeln über das Recht der grenzüberschreitenden
Grundwasserleiter in einer Resolution Kenntnis zu nehmen
und die Artikel der Resolution als Anlage beizufügen, b) den
betroffenen Staaten zu empfehlen, auf der Grundlage der in
den Artikeln formulierten Grundsätze geeignete zweiseitige
oder regionale Vereinbarungen für die ordnungsgemäße Be-
wirtschaftung ihrer grenzüberschreitenden Grundwasserleiter
zu treffen, und c) in Anbetracht der Wichtigkeit des Themas
zu einem späteren Zeitpunkt außerdem die Ausarbeitung ei-
nes Übereinkommens auf der Grundlage des Artikelentwurfs
zu erwägen51,

betonend, wie wichtig auch künftig die Kodifizierung und
fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts ist, wie in Arti-
kel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Charta der Vereinten Natio-
nen vorgesehen,

feststellend, dass die Frage des Rechts der grenzüber-
schreitenden Grundwasserleiter für die Beziehungen zwi-
schen den Staaten von großer Bedeutung ist,

Kenntnis nehmend von den Stellungnahmen der Regie-
rungen und den auf der dreiundsechzigsten Tagung der Gene-
ralversammlung im Sechsten Ausschuss geführten Erörterun-
gen zu diesem Thema,

1. begrüßt es, dass die Völkerrechtskommission ihre
Arbeit über das Recht der grenzüberschreitenden Grundwas-
serleiter abgeschlossen und den Entwurf von Artikeln sowie
einen ausführlichen Kommentar zu dieser Frage verabschie-
det hat;

2. dankt der Kommission für den Beitrag, den sie auch
weiterhin zur Kodifizierung und fortschreitenden Entwick-
lung des Völkerrechts leistet;

3. dankt außerdem dem Internationalen Hydrologi-
schen Programm der Organisation der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und Kultur und den anderen zustän-
digen Organisationen für die wertvolle wissenschaftliche und
technische Hilfe, die sie der Völkerrechtskommission ge-
währt haben52;

4. nimmt Kenntnis von dem von der Völkerrechtskom-
mission vorgelegten Entwurf von Artikeln über das Recht der
grenzüberschreitenden Grundwasserleiter, dessen Wortlaut
dieser Resolution als Anlage beigefügt ist, und empfiehlt ihn
der Aufmerksamkeit der Regierungen, unbeschadet der Frage
seiner künftigen Annahme oder sonstiger geeigneter Maßnah-
men;

5. legt den betroffenen Staaten nahe, unter Berücksich-
tigung der Bestimmungen dieses Artikelentwurfs geeignete
bilaterale oder regionale Vereinbarungen für die ordnungsge-
mäße Bewirtschaftung ihrer grenzüberschreitenden Grund-
wasserleiter zu treffen;

6. beschließt, den Punkt „Das Recht der grenzüber-
schreitenden Grundwasserleiter“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer sechsundsechzigsten Tagung aufzunehmen, um
unter anderem die Frage der dem Artikelentwurf zu gebenden
Form zu prüfen.

Anlage

Das Recht der grenzüberschreitenden Grundwasserleiter

...

im Bewusstsein der Bedeutung der lebenserhaltenden
Grundwasserressourcen für die Menschheit in allen Regionen
der Welt,

eingedenk des Artikels 13 Absatz 1 Buchstabe a der Char-
ta der Vereinten Nationen, der vorsieht, dass die Generalver-
sammlung Untersuchungen veranlasst und Empfehlungen ab-
gibt, um die fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts
sowie seine Kodifizierung zu begünstigen,

49 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Neuseelands im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorge-
legt.
50 Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session, Supple-
ment No. 10 (A/63/10).
51 Ebd., Ziff. 49. 52 Ebd., Ziff. 51.
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unter Hinweis auf die Resolution 1803 (XVII) der Gene-
ralversammlung vom 14. Dezember 1962 über die ständige
Souveränität über natürliche Ressourcen,

unter erneutem Hinweis auf die Grundsätze und Empfeh-
lungen, die von der 1992 abgehaltenen Konferenz der Verein-
ten Nationen über Umwelt und Entwicklung in der Rio-Erklä-
rung über Umwelt und Entwicklung53 und in der Agenda 2154

verabschiedet wurden,

unter Berücksichtigung der wachsenden Nachfrage nach
Süßwasser und der Notwendigkeit, die Grundwasserressour-
cen zu schützen,

in Anbetracht der besonderen Probleme, die sich aus der
Verschmutzungsempfindlichkeit der Grundwasserleiter erge-
ben,

überzeugt von der Notwendigkeit, die Entwicklung, die
Nutzung, die Erhaltung, die Bewirtschaftung und den Schutz
der Grundwasserressourcen im Rahmen der Förderung der
optimalen und nachhaltigen Entwicklung der Wasserressour-
cen für heutige und künftige Generationen sicherzustellen,

in Bekräftigung der Bedeutung internationaler Zusam-
menarbeit und gutnachbarlicher Beziehungen auf diesem Ge-
biet,

unter Betonung der Notwendigkeit, die besondere Situa-
tion von Entwicklungsländern zu berücksichtigen,

in Anerkennung der Notwendigkeit, die internationale Zu-
sammenarbeit zu fördern,

…

Erster Teil
Einleitung

Artikel 1
Geltungsbereich

Diese Artikel finden Anwendung auf

a) die Nutzung grenzüberschreitender Grundwasserlei-
ter oder Grundwasserleitersysteme,

b) andere Tätigkeiten, die sich auf solche Grundwas-
serleiter oder Grundwasserleitersysteme auswirken oder
wahrscheinlich auswirken werden, und

c) Maßnahmen zum Schutz, zur Erhaltung und zur Be-
wirtschaftung solcher Grundwasserleiter oder Grundwasser-
leitersysteme.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Artikel

a) bedeutet „Grundwasserleiter“ eine durchlässige,
wasserführende geologische Formation, unter der eine weni-
ger durchlässige Schicht liegt, und das in ihrer gesättigten Zo-
ne enthaltene Wasser;

b) bedeutet „Grundwasserleitersystem“ eine Reihe von
zwei oder mehr Grundwasserleitern, die hydraulisch verbun-
den sind;

c) bedeutet „grenzüberschreitender Grundwasserlei-
ter“ oder „grenzüberschreitendes Grundwasserleitersystem“
einen Grundwasserleiter beziehungsweise ein Grundwasser-
leitersystem, dessen Teile in verschiedenen Staaten gelegen
sind;

d) bedeutet „Grundwasserleiterstaat“ einen Staat, in
dessen Hoheitsgebiet ein Teil eines grenzüberschreitenden
Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersystems gelegen
ist;

e) beinhaltet „Nutzung grenzüberschreitender Grund-
wasserleiter oder Grundwasserleitersysteme“ die Gewinnung
von Wasser, Wärme und Mineralien und die Lagerung und
Entsorgung von Stoffen;

f) bedeutet „sich erneuernder Grundwasserleiter“ ei-
nen Grundwasserleiter, in dem während eines gegenwartsna-
hen Zeitraums eine nicht unerhebliche Menge von Wasser
neu gebildet wird;

g) bedeutet „Neubildungsgebiet“ das einem Grundwas-
serleiter Wasser zuführende Gebiet, bestehend aus dem Nie-
derschlagsgebiet und dem Gebiet, in dem das Niederschlags-
wasser durch Oberflächenabfluss und Versickerung in den
Boden einem Grundwasserleiter zufließt;

h) bedeutet „Abflussgebiet“ das Gebiet, in dem das aus
einem Grundwasserleiter stammende Wasser seinen Aus-
trittsstellen, wie einem Wasserlauf, einem See, einer Oase, ei-
nem Feuchtgebiet oder einem Meer, zufließt.

Zweiter Teil
Allgemeine Grundsätze

Artikel 3
Souveränität der Grundwasserleiterstaaten

Jeder Grundwasserleiterstaat hat Souveränität über den in
seinem Hoheitsgebiet gelegenen Teil eines grenzüberschrei-
tenden Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersystems.
Er übt seine Souveränität im Einklang mit dem Völkerrecht
und diesen Artikeln aus.

Artikel 4
Ausgewogene und angemessene Nutzung

Die Grundwasserleiterstaaten nutzen grenzüberschreiten-
de Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersysteme nach
dem Grundsatz der ausgewogenen und angemessenen Nut-
zung wie folgt:

a) Sie nutzen grenzüberschreitende Grundwasserleiter
oder Grundwasserleitersysteme in einer Weise, die mit der
ausgewogenen und angemessenen Verteilung der sich erge-
benden Vorteile auf die betroffenen Grundwasserleiterstaaten
im Einklang steht;

53 Report of the United Nations Conference on Environment and De-
velopment, Rio de Janeiro, 3–14 June 1992, Vol. I, Resolutions Adopted
by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und
Korrigendum), Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ agenda21/rio.pdf.
54 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
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b) sie sind bestrebt, die langfristigen Vorteile aus der
Nutzung des darin enthaltenen Wassers zu optimieren;

c) sie erstellen einzeln oder gemeinsam einen umfas-
senden Nutzungsplan, wobei sie den gegenwärtigen und
künftigen Bedarf der Grundwasserleiterstaaten und alternati-
ve Wasserquellen für diese Staaten berücksichtigen, und

d) sie nutzen sich erneuernde grenzüberschreitende
Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersysteme nicht in
einem Ausmaß, das ihre fortgesetzte Funktionsfähigkeit ver-
hindern würde.

Artikel 5
Für eine ausgewogene und angemessene Nutzung 
maßgebliche Faktoren

1. Die Nutzung eines grenzüberschreitenden Grundwasser-
leiters oder Grundwasserleitersystems in einer ausgewogenen
und angemessenen Weise im Sinne des Artikels 4 erfordert,
dass alle maßgeblichen Faktoren berücksichtigt werden, ins-
besondere

a) die in den einzelnen Grundwasserleiterstaaten von
dem Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersystem abhän-
gige Bevölkerung;

b) die gegenwärtigen und künftigen sozialen, wirt-
schaftlichen und sonstigen Bedürfnisse der betroffenen
Grundwasserleiterstaaten;

c) die natürlichen Merkmale des Grundwasserleiters
oder Grundwasserleitersystems;

d) der Beitrag zur Bildung und zur Erneuerung des
Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersystems;

e) die bestehende und die mögliche Nutzung des
Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersystems;

f) die tatsächlichen und die möglichen Auswirkungen
der Nutzung des Grundwasserleiters oder Grundwasserleiter-
systems in einem Grundwasserleiterstaat auf andere betroffe-
ne Grundwasserleiterstaaten;

g) die Verfügbarkeit von Alternativen für eine be-
stimmte bestehende und geplante Nutzung des Grundwasser-
leiters oder Grundwasserleitersystems;

h) die Entwicklung, der Schutz und die Erhaltung des
Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersystems und die
Kosten der zu diesem Zweck zu ergreifenden Maßnahmen;

i) die Rolle des Grundwasserleiters oder Grundwasser-
leitersystems in dem betreffenden Ökosystem.

2. Das jedem einzelnen Faktor beizumessende Gewicht ist
anhand seiner Bedeutung hinsichtlich eines bestimmten
grenzüberschreitenden Grundwasserleiters oder Grundwas-
serleitersystems im Vergleich zu anderen maßgeblichen Fak-
toren zu bestimmen. Bei der Bestimmung dessen, was eine
ausgewogene und angemessene Nutzung ist, sind alle maß-
geblichen Faktoren gemeinsam zu prüfen; eine Schlussfolge-
rung ist auf der Grundlage aller Faktoren zu treffen. Bei der
Abwägung verschiedener Arten der Nutzung eines grenz-
überschreitenden Grundwasserleiters oder Grundwasserlei-

tersystems ist jedoch den Grundbedürfnissen der Menschen
besondere Beachtung zu schenken.

Artikel 6
Pflicht, keinen beträchtlichen Schaden zu verursachen

1. Die Grundwasserleiterstaaten ergreifen bei der Nutzung
grenzüberschreitender Grundwasserleiter oder Grundwasser-
leitersysteme in ihrem Hoheitsgebiet alle geeigneten Maß-
nahmen, um zu verhindern, dass anderen Grundwasserleiter-
staaten oder anderen Staaten, in deren Hoheitsgebiet ein Ab-
flussgebiet gelegen ist, beträchtlicher Schaden entsteht.

2. Die Grundwasserleiterstaaten ergreifen bei der Durchfüh-
rung anderer Tätigkeiten als der Nutzung eines grenzüber-
schreitenden Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersys-
tems, die sich auf diesen Grundwasserleiter oder dieses
Grundwasserleitersystem auswirken oder wahrscheinlich
auswirken werden, alle geeigneten Maßnahmen, um zu ver-
hindern, dass anderen Grundwasserleiterstaaten oder anderen
Staaten, in deren Hoheitsgebiet ein Abflussgebiet gelegen ist,
durch diesen Grundwasserleiter oder dieses Grundwasserlei-
tersystem beträchtlicher Schaden entsteht.

3. Entsteht einem anderen Grundwasserleiterstaat oder ei-
nem Staat, in dessen Hoheitsgebiet ein Abflussgebiet gelegen
ist, dennoch beträchtlicher Schaden, so ergreift der Grund-
wasserleiterstaat, dessen Tätigkeiten den Schaden verursa-
chen, in Konsultationen mit dem betroffenen Staat unter ge-
bührender Berücksichtigung der Artikel 4 und 5 alle geeigne-
ten Gegenmaßnahmen, um den Schaden zu beheben oder ab-
zumildern.

Artikel 7
Allgemeine Verpflichtung zur Zusammenarbeit

1. Die Grundwasserleiterstaaten arbeiten auf der Grundlage
der souveränen Gleichheit, der territorialen Unversehrtheit,
der nachhaltigen Entwicklung, des gegenseitigen Nutzens
und des guten Glaubens zusammen, um eine ausgewogene
und angemessene Nutzung und einen hinreichenden Schutz
ihrer grenzüberschreitenden Grundwasserleiter oder Grund-
wasserleitersysteme zu erreichen.

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 sollen die Grundwasserlei-
terstaaten gemeinsame Mechanismen der Zusammenarbeit
schaffen.

Artikel 8
Regelmäßiger Austausch von Daten und Informationen

1. Die Grundwasserleiterstaaten tauschen nach Artikel 7 in
regelmäßigen Abständen ohne weiteres verfügbare Daten und
Informationen über den Zustand ihrer grenzüberschreitenden
Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersysteme, insbeson-
dere geologischer, hydrogeologischer, hydrologischer, me-
teorologischer und ökologischer Art und betreffend die Hy-
drochemie der Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersys-
teme, sowie dazugehörige Voraussagen aus.

2. Wo keine ausreichenden Kenntnisse über die Beschaffen-
heit und die Ausdehnung eines grenzüberschreitenden Grund-
wasserleiters oder Grundwasserleitersystems vorliegen, be-
mühen sich die betroffenen Grundwasserleiterstaaten nach
besten Kräften, unter Berücksichtigung der geltenden Prakti-
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ken und Normen vollständigere Daten und Informationen
über den Grundwasserleiter oder das Grundwasserleitersys-
tem zu sammeln und zu erstellen. Sie ergreifen diese Maßnah-
men einzeln oder gemeinsam und gegebenenfalls zusammen
mit oder im Rahmen von internationalen Organisationen.

3. Wird ein Grundwasserleiterstaat von einem anderen
Grundwasserleiterstaat ersucht, einen Grundwasserleiter oder
ein Grundwasserleitersystem betreffende Daten und Informa-
tionen bereitzustellen, die nicht ohne weiteres verfügbar sind,
so bemüht er sich nach besten Kräften, diesem Ersuchen zu
entsprechen. Der ersuchte Staat kann zur Bedingung machen,
dass der ersuchende Staat die durch die Sammlung und gege-
benenfalls Verarbeitung solcher Daten oder Informationen
entstehenden vertretbaren Kosten trägt.

4. Die Grundwasserleiterstaaten bemühen sich gegebenen-
falls nach besten Kräften, die Daten und Informationen in ei-
ner Weise zu sammeln und zu verarbeiten, die den anderen
Grundwasserleiterstaaten, denen diese Daten und Informatio-
nen übermittelt werden, deren Verwendung erleichtert.

Artikel 9
Zweiseitige und regionale Übereinkünfte und
Vereinbarungen

Zum Zwecke der Bewirtschaftung eines bestimmten
grenzüberschreitenden Grundwasserleiters oder Grundwas-
serleitersystems wird den Grundwasserleiterstaaten nahege-
legt, untereinander zweiseitige oder regionale Übereinkünfte
oder Vereinbarungen zu schließen. Solche Übereinkünfte
oder Vereinbarungen können für die Gesamtheit eines Grund-
wasserleiters oder Grundwasserleitersystems oder einen Teil
davon oder für ein bestimmtes Vorhaben oder Programm oder
eine bestimmte Nutzung getroffen werden, es sei denn, die
Übereinkunft oder Vereinbarung wirkt sich in beträchtlichem
Maße nachteilig auf die Nutzung des Wassers in dem Grund-
wasserleiter oder Grundwasserleitersystem durch einen oder
mehrere andere Grundwasserleiterstaaten aus, ohne dass die-
se ausdrücklich zugestimmt haben.

Dritter Teil
Schutz, Erhaltung und Bewirtschaftung

Artikel 10
Schutz und Erhaltung von Ökosystemen

Die Grundwasserleiterstaaten ergreifen alle geeigneten
Maßnahmen, um die in ihren grenzüberschreitenden Grund-
wasserleitern oder Grundwasserleitersystemen befindlichen
oder von diesen abhängigen Ökosysteme zu schützen und zu
erhalten, einschließlich Maßnahmen, die sicherstellen, dass
das in einem Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersys-
tem gespeicherte Wasser, und das über seine Abflussgebiete
abgegebene Wasser, von ausreichender Güte und Menge für
den Schutz und die Erhaltung dieser Ökosysteme ist.

Artikel 11
Neubildungs- und Abflussgebiete

1. Die Grundwasserleiterstaaten weisen die in ihrem Ho-
heitsgebiet vorhandenen Neubildungs- und Abflussgebiete
grenzüberschreitender Grundwasserleiter oder Grundwasser-
leitersysteme aus. Sie ergreifen geeignete Maßnahmen, um

schädliche Auswirkungen auf die Neubildungs- und Abfluss-
prozesse zu verhüten und möglichst gering zu halten.

2. Alle Staaten, in deren Hoheitsgebiet ein Neubildungs-
oder Abflussgebiet oder ein Teil davon gelegen ist und die
nicht Grundwasserleiterstaaten in Bezug auf den betreffenden
Grundwasserleiter oder das betreffende Grundwasserleiter-
system sind, arbeiten mit den Grundwasserleiterstaaten zu-
sammen, um den Grundwasserleiter oder das Grundwasser-
leitersystem und die damit zusammenhängenden Ökosysteme
zu schützen.

Artikel 12
Verhütung, Verringerung und Bekämpfung der
Verschmutzung

Die Grundwasserleiterstaaten verhüten, verringern und
bekämpfen einzeln und gegebenenfalls gemeinsam die Ver-
schmutzung ihrer grenzüberschreitenden Grundwasserleiter
oder Grundwasserleitersysteme, auch im Rahmen des Neubil-
dungsprozesses, die anderen Grundwasserleiterstaaten be-
trächtlichen Schaden verursachen könnte. Die Grundwasser-
leiterstaaten verfolgen im Falle von Unsicherheit über die Be-
schaffenheit und die Ausdehnung eines grenzüberschreiten-
den Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersystems und
seine Verschmutzungsempfindlichkeit einen Vorsorgeansatz.

Artikel 13
Überwachung

1. Die Grundwasserleiterstaaten überwachen ihre grenz-
überschreitenden Grundwasserleiter oder Grundwasserleiter-
systeme. Sie führen diese Überwachungstätigkeiten nach
Möglichkeit gemeinsam mit anderen betroffenen Grundwas-
serleiterstaaten und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit
den zuständigen internationalen Organisationen durch. Wo
die Überwachungstätigkeiten nicht gemeinsam durchgeführt
werden können, tauschen die Grundwasserleiterstaaten die
Überwachungsdaten untereinander aus.

2. Die Grundwasserleiterstaaten wenden zur Überwachung
ihrer grenzüberschreitenden Grundwasserleiter oder Grund-
wasserleitersysteme vereinbarte oder harmonisierte Normen
und Methoden an. Sie sollen Schlüsselparameter bestimmen,
die sie auf der Grundlage eines vereinbarten konzeptionellen
Modells der Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersyste-
me überwachen werden. Diese Parameter sollen die in Arti-
kel 8 Absatz 1 aufgeführten Parameter über den Zustand des
Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersystems sowie Pa-
rameter über die Nutzung der Grundwasserleiter oder Grund-
wasserleitersysteme einschließen.

Artikel 14
Bewirtschaftung

Die Grundwasserleiterstaaten erarbeiten Pläne für die ord-
nungsgemäße Bewirtschaftung ihrer grenzüberschreitenden
Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersysteme und füh-
ren diese durch. Sie treten auf Ersuchen eines von ihnen in
Konsultationen über die Bewirtschaftung eines grenzüber-
schreitenden Grundwasserleiters oder Grundwasserleitersys-
tems ein. Gegebenenfalls wird ein gemeinsamer Bewirtschaf-
tungsmechanismus geschaffen.
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Artikel 15
Geplante Tätigkeiten

1. Hat ein Staat begründeten Anlass zu der Annahme, dass
eine bestimmte geplante Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet ei-
nen grenzüberschreitenden Grundwasserleiter oder ein grenz-
überschreitendes Grundwasserleitersystem beeinträchtigen
und dadurch beträchtliche nachteilige Auswirkungen auf ei-
nen anderen Staat haben könnte, prüft er, soweit dies durch-
führbar ist, die möglichen Auswirkungen dieser Tätigkeit.

2. Bevor ein Staat geplante Tätigkeiten, die einen grenzüber-
schreitenden Grundwasserleiter oder ein grenzüberschreiten-
des Grundwasserleitersystem beeinträchtigen und dadurch
beträchtliche nachteilige Auswirkungen auf einen anderen
Staat haben könnten, durchführt oder ihre Durchführung ge-
nehmigt, notifiziert er dies dem betreffenden Staat zur rechten
Zeit. Der Notifikation sind verfügbare technische Daten und
Informationen, einschließlich etwaiger Umweltverträglich-
keitsprüfungen, beizufügen, um dem notifizierten Staat die
Möglichkeit zu geben, die möglichen Auswirkungen der ge-
planten Tätigkeiten zu bewerten.

3. Sind der notifizierende und der notifizierte Staat uneins
über die möglichen Auswirkungen der geplanten Tätigkeiten,
so treten sie in Konsultationen und nötigenfalls in Verhand-
lungen ein, um eine ausgewogene Lösung der Situation her-
beizuführen. Sie können ein unabhängiges Organ zur Fest-
stellung der Tatsachen heranziehen, um eine unparteiische
Prüfung der Auswirkungen der geplanten Tätigkeiten vorneh-
men zu lassen.

Vierter Teil
Sonstige Bestimmungen

Artikel 16
Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungsstaaten

Die Staaten fördern unmittelbar oder im Rahmen der zu-
ständigen internationalen Organisationen die wissenschaftli-
che, bildungsbezogene, technische, rechtliche und sonstige
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsstaaten zum Schutz
und zur Bewirtschaftung grenzüberschreitender Grundwas-
serleiter oder Grundwasserleitersysteme, unter anderem

a) die Stärkung ihres Kapazitätsaufbaus auf wissen-
schaftlichem, technischem und rechtlichem Gebiet;

b) die Erleichterung ihrer Teilnahme an entsprechen-
den internationalen Programmen;

c) ihre Belieferung mit den erforderlichen Ausrüstun-
gen und Einrichtungen;

d) die Verbesserung ihrer Fähigkeit zur Herstellung
solcher Ausrüstungen;

e) die Beratung über Einrichtungen für Forschungs-,
Überwachungs-, Bildungs- und andere Programme und die
Entwicklung solcher Einrichtungen;

f) die Beratung über Einrichtungen zur Minimierung
der schädlichen Auswirkungen bedeutender Tätigkeiten, die
sich auf ihre grenzüberschreitenden Grundwasserleiter oder

Grundwasserleitersysteme auswirken, und die Entwicklung
solcher Einrichtungen;

g) die Beratung bei der Erstellung von Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen;

h) die Unterstützung des Austauschs technischer
Kenntnisse und Erfahrungen zwischen den Entwicklungs-
staaten mit dem Ziel, ihre gegenseitige Zusammenarbeit bei
der Bewirtschaftung des grenzüberschreitenden Grundwas-
serleiters oder Grundwasserleitersystems zu verstärken. 

Artikel 17
Notfallsituationen

1. Im Sinne dieses Artikels bedeutet „Notfall“ eine plötzlich
als Folge natürlicher Ursachen oder menschlicher Tätigkeiten
auftretende Situation, die sich auf einen grenzüberschreiten-
den Grundwasserleiter oder ein grenzüberschreitendes
Grundwasserleitersystem auswirkt und aufgrund deren für
Grundwasserleiterstaaten oder andere Staaten die unmittelba-
re Gefahr eines ernstlichen Schadens besteht.

2. Der Staat, in dessen Hoheitsgebiet der Notfall entsteht,

a) benachrichtigt andere möglicherweise betroffene
Staaten und die zuständigen internationalen Organisationen
unverzüglich und auf dem schnellstmöglichen Weg von dem
Notfall;

b) ergreift in Zusammenarbeit mit den möglicherweise
betroffenen Staaten und gegebenenfalls den zuständigen in-
ternationalen Organisationen umgehend alle den Umständen
nach erforderlichen durchführbaren Maßnahmen zur Verhü-
tung, Abmilderung und Beseitigung etwaiger schädlicher
Auswirkungen des Notfalls.

3. Wo aufgrund eines Notfalls die Gefahr besteht, dass
Grundbedürfnisse der Menschen nicht erfüllt werden, können
die Grundwasserleiterstaaten unbeschadet der Artikel 4 und 6
die Maßnahmen ergreifen, die zur Erfüllung dieser Bedürfnis-
se unbedingt erforderlich sind.

4. Die Staaten gewähren anderen Staaten, die von einem
Notfall betroffen sind, wissenschaftliche, technische, logisti-
sche und sonstige Zusammenarbeit. Diese Zusammenarbeit
kann die Koordinierung der internationalen Notfallmaßnah-
men und -kommunikationen, die Bereitstellung von Personal,
Ausrüstung und Versorgungsgütern für Notfallmaßnahmen,
von wissenschaftlichen und technischen Fachkenntnissen und
von humanitärer Hilfe einschließen.

Artikel 18
Schutz in Zeiten bewaffneter Konflikte

Grenzüberschreitende Grundwasserleiter oder Grundwas-
serleitersysteme und damit zusammenhängende Installatio-
nen, Einrichtungen und andere Anlagen genießen den durch
die in internationalen und nichtinternationalen bewaffneten
Konflikten geltenden Grundsätze und Regeln des Völker-
rechts gewährten Schutz und dürfen nicht unter Verletzung
dieser Grundsätze und Regeln genutzt werden.
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Artikel 19
Für die nationale Verteidigung oder Sicherheit wesentliche 
Daten und Informationen

Diese Artikel verpflichten einen Staat nicht zur Bereitstel-
lung von Daten oder Informationen, die für seine nationale
Verteidigung oder Sicherheit von wesentlicher Bedeutung
sind. Dessen ungeachtet arbeitet dieser Staat mit anderen
Staaten nach Treu und Glauben zusammen, um ihnen so viele
Informationen wie unter den Umständen möglich bereitzu-
stellen.

RESOLUTION 63/125

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 11. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/440,
Ziff. 8)55.

63/125. Stand der Zusatzprotokolle zu den Genfer 
Abkommen von 1949 über den Schutz der 
Opfer bewaffneter Konflikte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 32/44 vom 8. De-
zember 1977, 34/51 vom 23. November 1979, 37/116 vom
16. Dezember 1982, 39/77 vom 13. Dezember 1984, 41/72
vom 3. Dezember 1986, 43/161 vom 9. Dezember 1988,
45/38 vom 28. November 1990, 47/30 vom 25. November
1992, 49/48 vom 9. Dezember 1994, 51/155 vom 16. Dezem-
ber 1996, 53/96 vom 8. Dezember 1998, 55/148 vom 12. De-
zember 2000, 57/14 vom 19. November 2002, 59/36 vom
2. Dezember 2004 und 61/30 vom 4. Dezember 2006,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs56,

mit Dank an die Mitgliedstaaten und das Internationale
Komitee vom Roten Kreuz für ihre Beiträge zu dem Bericht
des Generalsekretärs,

in Bekräftigung des bleibenden Wertes der geltenden hu-
manitären Regeln für bewaffnete Konflikte und der Notwen-
digkeit, diese Regeln unter allen in den einschlägigen völker-
rechtlichen Übereinkünften erfassten Umständen bis zu der

möglichst baldigen Beendigung eines solchen Konflikts zu
achten und ihnen Achtung zu verschaffen,

betonend, dass im Falle eines bewaffneten Konflikts ge-
mäß Artikel 90 des Protokolls I57 der Genfer Abkommen von
194958 auf die Internationale Humanitäre Ermittlungskom-
mission zurückgegriffen werden kann,

sowie betonend, dass die Internationale Humanitäre Er-
mittlungskommission durch ihre Guten Dienste die Rückkehr
zur Achtung der Genfer Abkommen und des Protokolls I för-
dern kann,

ferner betonend, dass es gilt, das bestehende humanitäre
Völkerrecht durch seine universale Akzeptanz zu konsolidie-
ren und dafür zu sorgen, dass es auf einzelstaatlicher Ebene
weit verbreitet und voll umgesetzt wird, und mit dem Aus-
druck ihrer Besorgnis über alle Verstöße gegen die Genfer
Abkommen und die Zusatzprotokolle59,

mit Befriedigung feststellend, dass die Zahl der nationalen
Kommissionen und sonstigen Gremien zunimmt, die die Be-
hörden auf innerstaatlicher Ebene über die Umsetzung, Ver-
breitung und Weiterentwicklung des humanitären Völker-
rechts beraten,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Tagungen
von Vertretern dieser Gremien, die das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz veranstaltete, um die Weitergabe kon-
kreter Erfahrungen und einen Meinungsaustausch über ihre
jeweilige Rolle und die Herausforderungen, mit denen sie
konfrontiert sind, zu erleichtern,

eingedenk der Funktion des Internationalen Komitees
vom Roten Kreuz, den Opfern bewaffneter Konflikte Schutz
zu gewähren,

mit Dank Kenntnis nehmend von den fortgesetzten Bemü-
hungen des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz um
die Förderung und Bekanntmachung des humanitären Völ-
kerrechts, insbesondere der Genfer Abkommen und der Zu-
satzprotokolle,

unter Hinweis auf die Verpflichtungen, die auf der vom
26. bis 30. November 2007 in Genf abgehaltenen dreißigsten
Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Konferenz ein-
gegangen wurden, auf der die Notwendigkeit bekräftigt wur-
de, das humanitäre Völkerrecht stärker anzuwenden und zu
achten,

feststellend, dass Staaten ernsthafte Besorgnis über die
durch Streumunition verursachten humanitären Auswirkun-

55 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Australien, Belarus,
Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burki-
na Faso, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Ecuador, ehemali-
ge jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Griechenland, Guatemala, Irland, Island, Italien,
Jamaika, Japan, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kenia, Kongo, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta,
Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Nicaragua, Nie-
derlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Peru, Polen, Portugal, Repu-
blik Moldau, Rumänien, Sambia, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien,
Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Swasiland, Tri-
nidad und Tobago, Tschechische Republik, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zy-
pern.
56 A/63/118 und Corr.1 und Add.1.

57 United Nations, Treaty Series, Vol. 1125, Nr. 17512. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1990 II S. 1550; LGBl. 1989
Nr. 62; öBGBl. Nr. 527/1982; AS 1982 1362.
58 Ebd., Vol. 75, Nr. 970-973. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1954 II S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953;
AS 1951 181 207 228 300.
59 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1990 II S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; öBGBl.
Nr. 527/1982; AS 1982 1362 (Protokoll I); dBGBl. 1990 II S. 1637;
LGBl. 1989 Nr. 63; öBGBl. Nr. 527/1982; AS 1982 1432 (Protokoll II).


